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den Gebieten des Bürgerlichen Rechts, des Handelsrechts und des 
Strafrechts (Zuständigkeirsergänzungsgesetz) mit den aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen, im übrigen 
unverändert nach der Vorlage zuzustimmen. 
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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Ergänzung von Zuständigkeiten auf den Gebieten des Bürgerlichen Rechts, 
des Handelsrechts und des Strafrechts (Zuständigkeitsergänzungsgesetz) 

- Nr. 3313 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Aussdiusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Aussdiuß) 


E n t w u r f 
siehe §21 


S 17 

(1) Ein Verfahren, das durch Urteil eines 
Wehrmachtsgerichts oder eines Gerichts einer 
wehrmachtähnlichen Formation reditskräftig 
abgesdilossen ist, kann zu Gunsten des Ver- 
urteilten nach den Vorsdiriften der Straf- 
prozeßordnung wieder aufgenommen w^erden. 

(2) Die Wiederaufnahme ist auch zulässig, 

1. wenn auf eine Strafe oder eine Maßregel 
der Sicherung und Besserung erkannt wor- 
den ist, auf die nadi den angewendeten 
Vorsdiriften überhaupt nicht erkannt 
w^erden durfte, oder 

2. wenn ein Urteil bestätigt worden ist, das 
nadi § 86 der Kriegsstrafverfahrensord- 
nung vom 17. August 1938 (Reichs- 
gesetzbl. 1939 I S. 1457) nicht bestätigt 
werden durfte. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 12 a 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten ent- 
sprechend für arbeitsrechtliche Streitigkeiten. 

§ 17 

{[) Ein Verfahren, das durch Urteil eines. 
Wchrmachtgerichts oder eines Gerichts einer 
wchn nachrähn 1 1 eben Formation rcchtsk räf tig 
abgeschlossen ist, kann zugunsten des Ver- 
urteilten nach den Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung wieder aufgenominen werden. 
Die Wiederaufnalinie ist auch zulässig, wenn 
auf eine Strafe oder eine Maßregel der Siche- 
rung und Besserung erkannt worden ist, auf 
die nach den angewendeten Vorschriften über- 
haupt nicht erkannt werden durfte, oder wenn 
ein Urteil bestätigt worden ist, das nach 
§ 86 der Kriegsstrafverfahrensordnung vom 
!7. August 1938 (Reichsgcsctzbl. 1939 1 
S, 1457) nicht bestätigt v/erden durfte. 



E n t u r f 


Beschlüsse des 23. A u s s c h ii s s e s 


(3) Für das Wiederaufnahmeverfahren ist 
die Strafkammer des Landgericlits oder unter 
den Voraussetzungen des § 80 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes das Schwurgericht zu- 
ständig, in dessen Bezirk der Verurteilte zur 
Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines im 
Bereich deutscher Gerichtsbarkeit gelegenen 
Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 

S 21 

Auf das Verfahren vor den Arbeitsgerichts- 
behörden sind die Vorschriften dieses Ge- 
setzes nicht anzuwenden. 

§ 24 

Dieses Gesetz gilt aucli im Lande Berlin, 
sobald Berlin g e m ä is Artikel 87 
A b s. 2 sei n e r V c r f a s s ii n g s e i n e 
A n \\' e n d u n g b c s c h 1 o s s e n h a t, 


(2) Ein Verfahren, das durch Urteil eines 
Sondergerichts rechtskräftig abgeschlossen ist, 
kann außer nach den Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung zugunsten des Verurteilten 
auch wieder aufgenommen werden, wenn 
Umstände vorliegen, die es erforderlich er- 
scheinen lassen, die Sache im ordentlichen 
Verfahren nachzuprüfen. Die Vorschrift des 
§ 363 der Strafprozeßordnung sowie die zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts in der Strafrechtspflege erlassenen 
Vorschriften bleiben unberührt, 

(3) un Veranden 


§ 21 

entfällt hier 
siche § 12 a 


§ 24 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überlcitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


^ 25 

Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. 


§ 25 
entfällt 



